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Amtliche Bekanntmachung 

 

Satzung 

über die Benutzung der Kindertageseinrichtung  

der Gemeinde Todenbüttel 

 

Aufgrund des § 4 Abs. 1 Satz 1 der Gemeindeordnung für Schleswig-Holstein (GO) vom 28. Feb-

ruar 2003 (GVOBl. Schl.-Holst. S. 57) in der zuletzt geänderten Fassung vom 25. Mai 2021 

(GVOBl. Schl.-Holst. S. 566), wird nach Beschlussfassung der Gemeindevertretung vom 11. April 

2022 folgende Satzung über die Benutzung der Kindertageseinrichtung der Gemeinde Todenbüttel 

erlassen: 

 

§ 1 

Aufgabe der Kindertageseinrichtung  

 

Die Gemeinde Todenbüttel unterhält die Kindertageseinrichtung als öffentliche Einrichtung. Die 

Kindertageseinrichtung dient der Aufnahme und Betreuung von Kindern. Die Kindertageseinrich-

tung dient der familienergänzenden, erzieherischen und sozialpädagogischen Betreuung von Kin-

dern. 

 

§ 2 

Anmeldung und Aufnahme 

 

(1) Aufnahmefähige Kinder sind über die Kita-Datenbank oder bei der Leitung der Kindertagesein-

richtung anzumelden. Aufnahmefähig sind Kinder vom vollendeten 0. Lebensjahr bis zur Einschu-

lung. Die Kinder sollen grundsätzlich bis zum 31.01. für das kommende Kindergartenjahr ange-

meldet werden. 

(2) Ein Kindergartenjahr läuft vom 01.08. bis zum 31.07. des Folgejahres. Für die Vorschulkinder 

kann vom Ende des Kindergartenjahr (31.07.) je nach Lage der Sommerferien in Schleswig-

Holstein abgewichen werden, so dass eine Betreuung über den 01.08. möglich ist, sofern die 

Sommerferien über den 31.07. hinaus gehen. Eine Abmeldung zum 30.06. ist auch bei entspre-

chender Lage der Sommerferien ausgeschlossen. 

(3) Die Benutzung der Kindertageseinrichtung steht grundsätzlich jedem Kind offen. 

(4) Die Aufnahme der Kinder ist durch die Zahl der verfügbaren Plätze begrenzt. Die Vergabe der 

freien Plätze erfolgt nach dem Anmeldestichtag nach folgenden Kriterien: 

1. Kinder, die mit Hauptwohnsitz in Todenbüttel wohnen  

2. Kinder die mit Hauptwohnsitz in den Gemeinden wohnen, mit denen die Standortgemeinde 

eine öffentlich-rechtliche Vereinbarung über die Mitbenutzung der Kindertageseinrichtung 

unterhält 

3. Vorschulkinder 

4. Berufstätige Erziehungsberechtigte (mit Nachweis des Arbeitgebers) 

5. Geschwisterkinder nach den vorgenannten Aufnahmekriterien 

6. Nach dem Alter der Kinder (ältere Kinder erhalten vorrangig einen Platz)  
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Sollten dann noch weitere freie Kindergartenplätze zur Verfügung stehen, können auch Kinder aus 

anderen Gemeinden aufgenommen werden. Die Aufnahme erfolgt dann in der Reihenfolge der 

eingegangenen Aufnahmeanträge. 

(5) Die Aufnahme erfolgt gegen Abgabe einer Aufnahmeerklärung durch die Erziehungsberechtig-

ten. Vor der Aufnahme ist eine Bescheinigung des Hausarztes vorzulegen, wonach das Kind frei 

von ansteckenden Krankheiten ist. Ein Kind ist aufgenommen, wenn die Leitung der Kindertages-

einrichtung nach Prüfung des Aufnahmeantrages keine Einwendungen erhebt. In besonderen Fäl-

len entscheidet der Bürgermeister.  

(6) Die Kindertageseinrichtung darf regelmäßig mit nicht mehr als der sich aus der Betriebserlaub-

nis ergebenden Kinderzahl belegt sein. 

(7) Änderungsmeldungen, die den Wegfall von Betreuungszeiten betreffen, sind mit einer 6-

wöchigen Frist zum Quartalsende möglich. 

 

§ 3 

Beendigung des Betreuungsverhältnisses 

 

(1) Eine Abmeldung des Kindes ist grundsätzlich nur zum Ende des Kindergartenjahres (31.07.) 

möglich.  

(2) Bei Eintritt der Schulpflicht endet das Betreuungsverhältnis automatisch. 

(3) In begründeten Fällen (z.B. Umzug, Krankheit, Eingewöhnungsphase oder beim Vorliegen be-

sonderer Umstände) können Erziehungsberechtigte das Betreuungsverhältnis mit einer Frist von 2 

Wochen zum Monatsende kündigen. Ob besondere Umstände vorliegen, entscheidet die Bürger-

meisterin/der Bürgermeister. In besonderen Härtefällen kann sie/er von der Frist abweichen. 

(4) Die Bürgermeisterin oder der Bürgermeister kann das Betreuungsverhältnis in Absprache mit 

der Kindertagesstättenleitung aus wichtigem Grund mit einer Frist von 2 Wochen zum Monatsende 

kündigen. Wichtige Gründe liegen insbesondere vor, wenn 

a) die Gebühr oder die Gebühr für das Mittagessen für einen Zeitraum von 2 Monaten unbe-

gründet nicht entrichtet wurde. 

b) das Kind über einen längeren Zeitraum von mindestens 2 Wochen unentschuldigt fehlt. 

c) das Kind über einen längeren Zeitraum die Kindertageseinrichtung unbegründet unregel-

mäßig besucht. 

d) das Kind in der erforderlichen Weise nicht gefördert werden kann oder die Förderung der 

anderen Kinder der Gruppe dadurch erheblich beeinträchtigt. 

e) das Kind sich nicht in die Gemeinschaft integrieren kann oder andere Kinder gefährdet 

und trotz Beteiligung der Eltern und/oder Personensorgeberechtigten und des Jugendam-

tes keine dem Kindeswohl entsprechende Lösung gefunden werden konnte. 

f) mit den Erziehungsberechtigten eine Erziehungspartnerschaft zum Wohl des Kindes nicht 

erreicht werden kann oder die Einrichtungskonzeption nicht unterstützt wird. 
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§ 4 

Öffnungs- und Besuchszeiten der Kindertageseinrichtung 

 

(1) Die Kindertageseinrichtung ist montags bis freitags zu folgenden Zeiten geöffnet: 

Frühdienst*) von    07.00 bis 07.30 Uhr,  

Vormittagsbetreuung   07.30 bis 12.30 Uhr,  

Mittagsdienst    12.30 bis 13.30 Uhr und 

Nachmittagsbetreuung   13.30 bis 17.00 Uhr 

(2) Es ist auch möglich den Frühdienst, den Spätdienst und die Nachmittagsbetreuung an zwei und 

drei fest benannten Tagen (Platz-Sharing) in der Woche in Anspruch zu nehmen. Die Regelbe-

treuung für unter 3-jährige Kinder ist auch an zwei oder drei Tagen möglich. Soweit Bedarf besteht 

und mindestens drei Anmeldungen vorliegen, wird die mit * gekennzeichneten Betreuungszeit an-

geboten. 

Eine spontane Nutzung ist unter Vorbehalt eines freien Platzes und der erforderlichen personellen 

Kapazitäten möglich. 

(3) Die Erziehungsberechtigten sind verpflichtet, die Kinder bis spätestens 08.45 Uhr in die Kinder-

tageseinrichtung zu bringen und bis spätestens 12.30 Uhr, 13.30 Uhr bzw. 17.00 Uhr dort wieder 

abzuholen.  

(4) Die Kindertageseinrichtung ist vornehmlich in den Schulferien für bis zu 30 Tage geschlossen. 

Die Schließzeiten werden von der Leitung der Kindertageseinrichtung nach Rücksprache mit dem 

Bürgermeister am Anfang eines Kindergartenjahres für das folgende Kalenderjahr festgelegt und 

bekanntgegeben. 

 

§ 5 

Aufsicht, Leitung und Personal 

 

(1) Die Kindertageseinrichtung untersteht der Aufsicht des Bürgermeisters. Die Leitung der Kinder-

tageseinrichtung ist einer Person zu übertragen, die über die notwendigen pädagogischen Fähig-

keiten verfügt und die notwendigen Voraussetzungen für die Leitung einer solchen Einrichtung 

erfüllt. 

(2) Die Leitung der Kindertageseinrichtung ist verantwortlich für den Einsatz der Mitarbeiter und für 

die ordnungsmäßige Verwaltung. Die Erziehungsberechtigten sind nicht befugt, der Leitung der 

Kindertageseinrichtung bzw. dem Personal Anweisungen zu geben. Die Leitung der Kindertages-

einrichtung ist unmittelbare Vorgesetzte oder unmittelbarer Vorgesetzter des sonstigen Personals. 

Ihre oder seine Anordnungen sind zu befolgen. 

(3) Die Leitung der Kindertageseinrichtung und die ständig Beschäftigten sind jährlich beim Kreis-

gesundheitsamt auf ihren Gesundheitszustand zu untersuchen. 

 

§ 6 

Verwaltung 

 

Über die Anwesenheit der Kinder und über die Gebührenzahlung sind Listen nach besonderer An-

weisung zu führen.  



370 
 

 

 

§ 7 

Haftung 

 

(1) Der Besuch der Kindertageseinrichtung ist freiwillig. Die die Kindertageseinrichtung besuchen-

den Kinder sind gegen Unfallschäden versichert. Alle persönlichen Gebrauchsgegenstände und 

Bekleidungsstücke der Kinder sind namentlich zu zeichnen, um Verluste oder Verwechslungen 

möglichst zu vermeiden. 

(2) Für Schäden, die durch Nichtbefolgen der Satzung für die Kindertageseinrichtung entstehen, 

haftet die Gemeinde nicht. 

 

§ 8 

Aufsichtspflicht 

 

(1) Eine Aufsichtspflicht des Personals gegenüber den Kindern besteht nur während der Öffnungs-

zeiten. 

(2) Für die Sicherheit der Kinder auf dem Wege zur sowie von der Kindertageseinrichtung und für 

deren Wohl während etwaiger Wartezeiten bis zur Öffnung und nach Schließung der Kindertages-

einrichtung ist das Personal nicht verantwortlich. 

 

§ 9 

Gesundheitsvorschriften 

 

(1) Beim Auftreten einer ansteckenden oder übertragbaren Krankheit sind die Erziehungsberech-

tigten verpflichtet, die Leitung der Kindertageseinrichtung sofort zu benachrichtigen. Tritt in der 

Familie eines Kindes eine ansteckende oder übertragbare Krankheit auf, so darf auch das gesun-

de Kind die Kindertageseinrichtung nicht besuchen, solange die Möglichkeit einer Ansteckung oder 

Übertragung besteht. 

(2) Die Leitung der Kindertageseinrichtung ist verpflichtet, Infektionskrankheiten und Unfälle unver-

züglich dem Bürgermeister zu melden. Der Gesundheitszustand der Kinder ist zu beobachten. 

Krankheitsverdächtige Kinder müssen den Erziehungsberechtigten schnellstens zugeführt, hilfs-

weise abgesondert werden. 

(3) Die Kinder haben in gepflegtem Zustand in der Kindertageseinrichtung zu erscheinen. 

 

§ 10 

Gebühren 

 

Die Gebühren für die Benutzung der Kindertageseinrichtung werden in einer gesonderten Gebüh-

rensatzung festgesetzt. 
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§ 11 

Geltungsbereich 

 

Diese Satzung der Kindertageseinrichtung gilt nicht nur für das Personal. Mit Ausnahme der inter-

nen Regelungen sind die hier festgelegten Bestimmungen auch für die Erziehungsberechtigten 

bindend. 

 

§ 12 

Inkrafttreten 

 

Diese Satzung über die Benutzung der Kindertageseinrichtung der Gemeinde Todenbüttel tritt am 

01.08.2022 in Kraft. Gleichzeitig tritt die Satzung über die Benutzung der Kindertageseinrichtung 

der Gemeinde Todenbüttel vom 21.06.2021 außer Kraft. 

 

 

Todenbüttel, den 29.04.2022 

 

 

gez.    (L.S.) 

 

Otto Harders 

Bürgermeister 
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Amtliche Bekanntmachung 

 

Gebührensatzung 

für die Benutzung der Kindertageseinrichtung  

der Gemeinde Todenbüttel 

 

Aufgrund des § 4 Abs. 1 Satz 1 der Gemeindeordnung für Schleswig-Holstein (GO) vom 28. Feb-

ruar 2003 (GVOBl. Schl.-Holst. S. 57) in der zuletzt geänderten Fassung vom 25. Mai 2021 

(GVOBl. Schl.-Holst. S. 566) und der §§ 1 Abs. 1, 2 Abs. 1 Satz 1, 4 Abs. 1 Alternative 2 und 6 

Abs. 1 bis 4 des Kommunalabgabengesetzes des Landes Schleswig-Holstein (KAG) vom  

10. Januar 2005 (GVOBl. Schl.-Holst. S. 27) in der zuletzt geänderten Fassung vom 25. Mai 2021 

(GVOBl Schl.-Holst. S. 566), der §§ 22-24 und 90 Abs. 1 Nr. 3 des Sozialgesetzbuches VIII (SGB 

VIII) vom 11. September 2012 (BGBl. I S. 2022) in der zuletzt geänderten Fassung vom 5. Oktober 

2021 (BGBl. I S. 4607) sowie des § 31 Abs. 1 Satz 1 und 2 Satz 1 des Gesetzes zur Förderung 

von Kindern in Kindertageseinrichtungen und Kindertagespflege (Kindertagesförderungsgesetz – 

KiTaG) vom 12. Dezember 2019 (GVOBl. Schl.-Holst. S. 759) in der zuletzt geänderten Fassung 

vom 15. Dezember 2021 (GVOBl. Schl.-Holst. S. 1498) wird nach Beschlussfassung der Gemein-

devertretung Todenbüttel vom 11. April 2022 folgende Satzung erlassen: 

 

§ 1 

Gegenstand der Gebühr 

 

Zur teilweisen Deckung der Kosten in der Kindertageseinrichtung werden für die Inanspruchnahme 

der Einrichtung Benutzungsgebühren erhoben. 

 

§ 2  

Höhe der Gebühren 

 

Die Gebühren für die unter 3-jährigen und die über 3-jährigen Kinder entsprechen denen im § 31 

Abs. 1 KiTaG festgelegten Höchstbeträgen je wöchentlicher Betreuungsstunde. 

Vollendet ein Kind das 3. Lebensjahr, ist von Beginn dieses Monates an die Gebühr für die Regel-

betreuung eines Ü3 Kindes zu zahlen. 

In Ausnahmefällen besteht die Möglichkeit für eine spontane Nutzung des Früh- und Mittagsdiens-

tes und der Nachmittagsbetreuung (ab 01.08.2022) eine 10er-Karte in der Kindertageseinrichtung 

zu erwerben. 

Die Gebühren hierfür entsprechen den in § 31 Abs. 1 KiTaG festgelegten Höchstbeträgen je Be-

treuungsstunde. 

 

§ 3 

Gebühr für das Mittagessen 

 

(1) Die Gemeinde Todenbüttel bezuschusst das Mittagessen mit 1,00 € je Essen. Der Zuschuss ist 

in der nachfolgenden Pauschale bereits berücksichtigt. Grundlage für die Berechnung der Essens-

pauschale ist: 
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- der Preis pro Essen lt. Anbieter 

- abzüglich Zuschuss von 1,00 € der Gemeinde Todenbüttel 

- Personal- und Sachkosten Essenstransport 

- multipliziert mit den Öffnungstagen der Kindertageseinrichtung  

(abzüglich von zehn Tagen aufgrund Krankheit, Urlaub oder sonstigen Gründen der 

Abwesenheit) 

(2) Die Gebühr für das Mittagessen beträgt monatlich pauschal: 

5 Tage/Woche 64,00 €  

4 Tage/Woche 51,00 € 

3 Tage/Woche 38,00 € 

2 Tage/Woche 26,00 € 

1 Tag/Woche 13,00 € 

(3) In Ausnahmefällen besteht die Möglichkeit für eine spontane Teilnahme am Mittagessen eine 

10er-Karte i. H. v. 40,00 € in der Kindertageseinrichtung zu erwerben. 

(4) Eine Gebühr für das Mittagessen wird auf Antrag nicht erhoben, wenn ein Kind länger als an 15 

aufeinanderfolgenden Betriebstagen fehlt. Die regulären Schließzeiten gemäß der aktuellen Sat-

zung für die Kindertageseinrichtung bleiben unberücksichtigt. 

(5) Der Einrichtungsträger stellt sicher, dass Kindern, die täglich sechs Stunden oder länger geför-

dert werden, eine Mittagsverpflegung zur Verfügung steht. 

 

§ 4 

Sozialstaffel/Ermäßigung 

 

Auf Antrag wird die Benutzungsgebühr nach dem Kindertagesförderungsgesetz (KiTaG) in der 

derzeit gültigen Fassung ermäßigt. 

 

§ 5  

Entstehung der Gebühren 

 

(1) Beginnt oder endet das Betreuungsverhältnis im Laufe eines Monats, verringern sich die Ge-

bühren nach § 1 entsprechend. Ferien der Kindertageseinrichtung gelten nicht als Unterbrechung. 

Die Gebühr ist also für ein volles Jahr = 12 Monate zu entrichten. 

(2) Die Gebühren für die Betreuung in der Kindertageseinrichtung sind auch dann in voller Höhe 

weiter zu zahlen, wenn ein Kind wegen Krankheit oder sonstiger Gründe die Kindertageseinrich-

tung nicht besuchen kann. 

(3) Wird die Kindertageseinrichtung auf Anordnung des Gesundheitsamtes oder aus anderen 

Gründen (z.B. Streik im öffentlichen Dienst) vorübergehend geschlossen oder in ihrem Betrieb 

eingeschränkt, besteht kein Anspruch auf Aufnahme des Kindes in eine andere Gruppe oder Not-

gruppe oder auf Schadenersatz. Eine Erstattung der Gebühr aus diesem Grund erfolgt nicht. 

 

§ 6 

Fälligkeit der Gebühr 

 

Die Gebühr ist am 01. des laufenden Monats fällig. 
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§ 7 

Gebührenschuldner 

 

Gebührenschuldner sind die Erziehungsberechtigten der in der Kindertageseinrichtung aufge-

nommenen Kinder. Sie haften als Gesamtschuldner. 

 

§ 8  

Datenverarbeitung 

 

(1) Zur Ermittlung der Gebührenpflichtigen und zur Festsetzung der Gebühren im Rahmen der 

Veranlagung nach dieser Gebührensatzung ist die Verwendung der erforderlichen personenbezo-

genen Daten, die aus der Prüfung der persönlichen Unterlagen bekannt geworden sind, durch die 

Gemeinde Todenbüttel zulässig. Dies gilt entsprechend für Daten, die aus melderechtlichen Grün-

den erhoben und gespeichert sind. Das Amt Mittelholstein als für die Gemeinde Todenbüttel ge-

setzlich zuständige Verwaltungsbehörde, darf sich dieser Daten zum Zwecke der Gebührenerhe-

bung nach dieser Satzung bedienen und sie weiterverarbeiten. 

(2) Die Gemeinde Todenbüttel bzw. das Amt Mittelholstein ist befugt, auf der Grundlage von An-

gaben der Gebührenpflichtigen und von nach Absatz 1 anfallenden oder angefallenen Daten ein 

Verzeichnis der Gebührenpflichtigen mit den für die Gebührenerhebung nach dieser Satzung er-

forderlichen Daten zu führen und diese zum Zwecke der Gebührenerhebung nach dieser Gebüh-

rensatzung zu verwenden und weiter zu verarbeiten. 

 

§ 9 

Inkrafttreten 

 

Diese Gebührensatzung tritt rückwirkend zum 01.01.2022 in Kraft. Gleichzeitig tritt die Gebühren-

satzung für die Benutzung der Kindertageseinrichtung der Gemeinde Todenbüttel vom 21.06.2021 

außer Kraft. 

 

 

Todenbüttel, den 29.04.2022 

 

 

gez.  (L.S.) 

 

Otto Harders  

(Bürgermeister) 
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Amtliche Bekanntmachung 

 
- Der Amtsdirektor - 
für die Gemeinde Todenbüttel  
 
 
Bekanntmachung des Beschlusses über den Bebauungsplan Nr. 10 „Westerkamp“ der  
Gemeinde Todenbüttel für das Gebiet zwischen „Hauptstraße“ 10 und 10 d im Norden, sowie zwi-
schen „Hauptstraße“ 5 und 15 im Süden und beidseitig angrenzend an die Bebauung  
„Stutenweg“ und die 2. Änderung des Flächennutzungsplanes (im Zuge der Berichtigung) 
 
Die Gemeindevertretung Todenbüttel hat in der Sitzung am 11.04.2022 den Bebauungsplan Nr. 10 „Wester-
kamp“ der Gemeinde Todenbüttel für das Gebiet zwischen „Hauptstraße“ 10 und 10 d im Norden, sowie 
zwischen „Hauptstraße“ 5 und 15 im Süden und beidseitig angrenzend an die Bebauung „Stutenweg“ und 
die 2. Änderung des Flächennutzungsplanes im Zuge der Berichtigung bestehend aus der Planzeichnung 
(Teil A) und dem Text (Teil B), als Satzung beschlossen.  
Dieses wird hiermit bekannt gemacht. 
 
Der Bebauungsplan tritt mit Beginn des 04.05.2022 in Kraft. Alle Interessierten können den Bebauungsplan 
und die Begründung von diesem Tage an im Amtsgebäude des Amtes Mittelholstein, Am Markt 15, 24594 
Hohenwestedt, Zimmer 17, einsehen; er liegt zur Einsichtnahme öffentlich aus. Während der Sprechstunden 
sowie nach telefonischer Vereinbarung unter der Telefon-Nummer 04871-36302 können die vorstehenden 
Unterlagen eingesehen sowie über den Inhalt Auskunft erhalten werden. Zusätzlich sind der Inhalt dieser 
Bekanntmachung und die vorstehenden Unterlagen im Internet unter der Adresse https://www.amt-
mittelholstein.de/leben-arbeiten/bauen-wohnen/aktuelle-bauleitplanung eingestellt. 
 
Beachtliche Verletzungen der in § 214 Abs. 2 BauGB bezeichneten Vorschriften werden unbeachtlich, wenn 
sie nicht innerhalb eines Jahres seit dieser Bekanntmachung des Bebauungsplanes schriftlich gegenüber 
dem Amt / der Gemeinde geltend gemacht worden sind. Dasselbe gilt für die nach § 214 Abs. 3 Satz 2 
BauGB beachtlichen Mängel des Abwägungsvorgangs. Dabei ist der Sachverhalt, der die Verletzung oder 
den Mangel begründen soll, darzulegen (§ 215 Abs. 1 BauGB). 
 
Auf die Vorschriften des § 44 Abs. 3 Satz 1 und 2 sowie Abs. 4 BauGB über die fristgemäße Gel-
tendmachung etwaiger Entschädigungsansprüche für Eingriffe durch diesen Bebauungsplan in eine bisher 
zulässige Nutzung und über das Erlöschen von Entschädigungsansprüchen wird hingewiesen. 
 
Unbeachtlich ist ferner eine Verletzung der in § 4 Abs. 3 GO bezeichneten landesrechtlichen Form-
vorschriften über die Ausfertigung und Bekanntmachung der Bebauungsplan-Satzung sowie eine Verletzung 
von Verfahrens- und Formvorschriften der Gemeindeordnung, wenn sie nicht schriftlich innerhalb eines Jah-
res seit Bekanntmachung der Satzung gegenüber der Gemeinde unter Bezeichnung der verletzten Vorschrift 
und der Tatsache, die die Verletzung ergibt, geltend gemacht worden ist. 
 
Der F-Plan wird gemäß § 13a Abs. 2 Nr. 2 BauGB im Rahmen der Berichtigung angepasst. Der berichtigte 
Plan kann wie oben angegeben eingesehen werden; ebenso können Auskünfte über den Inhalt gegeben 
werden. 
 
 
Hohenwestedt, den 03.05.2022 
 
Amt Mittelholstein 
- Der Amtsdirektor - 
Im Auftrag  
gez. Janine Heitmann-Rohweder 

  



376 
 

 

Amtliche Bekanntmachung 

 

Beitrags- und Gebührensatzung 

zur Satzung über die Abwasserbeseitigung 

der Gemeinde Todenbüttel 

 

Aufgrund des § 4 Abs. 1 Satz 1 der Gemeindeordnung für Schleswig-Holstein (GO) vom 28. Feb-

ruar 2003 (GVOBI. Schl.-Holst., S. 57) in der zuletzt geänderten Fassung vom 25. Mai 2021 

(GVOBI. Schl.-Holst., S. 566), des § 44 Abs. 3 des Landeswassergesetzes Schleswig-Holstein 

(LWG) vom 13. November 2019 (GVOBI. Schl.-Holst., S. 425) in der zuletzt geänderten Fassung 

vom 22. Juni 2020 (GVOBI. Schl.-Holst., S. 352), der §§ 1 Abs. 1, 2, 6 Abs. 1 und 4; 8 Abs. 1 S. 1 

und Abs. 6; 9, 9a des Kommunalabgabengesetzes des Landes Schleswig-Holstein (KAG) vom 10. 

Januar 2005 (GVOBI. Schl.-Holst., S. 27) in der zuletzt geänderten Fassung vom 25. Mai 2021 

(GVOBI. Schl.-Holst., S. 566), der §§ 1 Abs. 1 und 2 Satz 1 des Gesetzes zur Ausführung des Ab-

wasserabgabengesetzes (AG-AbwG) vom 13. November 2019 (GVOBI. Schl.-Holst., S. 425) und 

des § 15 der Satzung über die Abwasserbeseitigung der Gemeinde Todenbüttel (Abwassersat-

zung) wird nach Beschlussfassung durch die Gemeindevertretung der Gemeinde Todenbüttel vom 

11.04.2022 folgende Satzung erlassen: 

 

§ 1 

Anschlussbeiträge 

 

Die Erhebung von Anschlussbeiträgen zur Deckung des Aufwandes für die Herstellung, den Aus- 

und Umbau der Abwasseranlage ist bei Bedarf in einer gesonderten Satzung zu regeln. 

 

§ 2 

Öffentlich-rechtliche Kostenerstattung 

 

Die tatsächlichen Kosten für die Herstellung von Grundstücksanschlüssen und sonstiger damit 

verbundener Baumaßnahmen auf Antrag der Grundstückseigentümer sind der Gemeinde im Wege 

des öffentlich-rechtlichen Erstattungsanspruches zu erstatten. 

 

§ 3 

Erstattungspflichtiger 

 

Kostenerstattungspflichtig ist derjenige, der im Zeitpunkt der Zustellung des Bescheides Eigentü-

mer des Grundstückes oder Inhaber des Gewerbebetriebes ist. Ist das Grundstück mit einem Erb-

baurecht belastet, so ist der Erbbauberechtigte anstelle des Eigentümers erstattungspflichtig. Meh-

rere Pflichtige haften als Gesamtschuldner, bei Wohnungs- und Teileigentümern sind die einzelnen 

Wohnungs- und Teileigentümer nur entsprechend ihrem Miteigentümeranteil erstattungspflichtig. 

Der Erstattungsanspruch entsteht mit der betriebsfertigen Herstellung des Anschlusses. 
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§ 4 

Fälligkeit 

 

Die Kostenerstattung wird durch Bescheid festgesetzt und ist einen Monat nach Bekanntgabe des 

Bescheides fällig. Angemessene Vorauszahlungen können gefordert werden, sobald mit der Maß-

nahme begonnen wurde. Die Gemeinde kann in begründeten Fällen Stundung nach den Vorschrif-

ten der Abgabenordnung gewähren. 

 

§ 5 

Benutzungsgebühren 

 

Für die Inanspruchnahme der zentralen öffentlichen Abwasserbeseitigungsanlage und für die nach 

§ 9 Abwasserabgabengesetz zu entrichtende Abwasserabgabe werden Abwassergebühren für die 

Grundstücke erhoben, die an die öffentliche Abwasserbeseitigungsanlage angeschlossen sind 

oder in diese entwässern. Diese Benutzungsgebühren gliedern sich in Grund- und Zusatzgebüh-

ren. 

 

§ 6 

Gebührenmaßstab und Gebührensatz 

 

(1) Die Grundgebühr beträgt bei Ableitung des Abwassers über das Kanalnetz in die Abwasseran-

lage je Anschluss 100,00 € jährlich. 

(2) Die Zusatzgebühr beträgt bei Ableitung des Abwassers über das Kanalnetz in die Abwasseran-

lage je Einwohner 43,00 € jährlich. 

Als Einwohnerzahl gilt die Zahl der Einwohner auf den angeschlossenen Grundstücken am 01.04. 

und 01.10. Rückwirkende behördliche An- und Abmeldungen bleiben dabei unberücksichtigt. 

(3) Die Zusatzgebühr wird bei ganz oder teilweise gewerblich, beruflich oder betrieblich genutzten 

Grundstücken nach Einwohnergleichwerten (EGW) berechnet und erhoben, sofern wegen dieser 

besonderen Nutzung Abwasser auf diesen Grundstücken anfällt und nach den Bestimmungen der 

Abwassersatzung in die Abwasseranlage einzuleiten ist. 

Es sind anzusetzen: 

a) Gewerbebetriebe  0,5 EGW 

b) Gewerbebetriebe bis einschließlich 

3 Beschäftigte zusätzlich  1,0 EGW 

c) Gewerbebetriebe über 3 Beschäftigte 

pro Beschäftigte zusätzlich  0,25 EGW 

(höchstens jedoch 3 EGW) 

Maßgebend für die Berechnung ist die Anzahl der Beschäftigten am 15.10. des Vorjahres. 

d) Gaststätten mit einer betrieblich 

genutzten Fläche von mehr als 50 qm für 

jede weiteren angefangenen 50 qm zusätzlich  1,0 EGW 
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e) Beherbergungsbetriebe, Internate, 

Reiterhöfe, Alten- und Pflegeheime Bettenzahl x Ausnutzung im Vorjahr 

-die EGW werden auf halbe und volle EGW aufgerundet- 365 

      = EGW 

f) landwirtschaftliche Betriebe   0,5 EGW 

g) landwirtschaftliche Betriebe mit Milchvieh- 

haltung bis einschließlich 25 Milchkühe zusätzlich  0,5 EGW 

h) landwirtschaftliche Betriebe mit Milchvieh- 

haltung von mehr als 50 Milchkühen 

je angefangene weitere 10 Milchkühe zusätzlich  0,25 EGW 

i) Vereinshäuser, Sportlerheime, Kindertagesstätten 

je 10 Plätze  1,0 EGW 

j) Schulen -je 20 Schüler-  

-die EGW werden auf halbe und volle EGW aufgerundet-  1,0 EGW 

Treffen auf einem Grundstück mehrere Merkmale zu, so werden sie nebeneinander zugrunde ge-

legt. 

Die Zusatzgebühr beträgt je Einwohnergleichwert (EGW) 43,00 € jährlich. 

 

§ 7  

Entstehung und Beendigung der Gebührenpflicht 

 

(1) Die Gebührenpflicht entsteht jeweils zu Beginn eines Kalenderjahres, frühestens jedoch 

a) für die Grundgebühr mit dem 1. des Monats, der auf den Tag des betriebsfertigen Anschlusses 

bzw. der Inbetriebnahme der Grundstücksabwasseranlage folgt, 

b) für die Zusatzgebühr mit dem Tag des betriebsfertigen Anschlusses bzw. der Inbetriebnahme 

der Grundstückswasseranlage. 

(2) Die Gebührenpflicht endet mit Ablauf des Monats, in dem der Anschluss an die Abwasseranla-

ge entfällt bzw. die Grundstückabwasseranlage außer Betrieb genommen wird und der Gemeinde 

Todenbüttel hiervon schriftlich Mitteilung gemacht worden ist. 

 

§ 8 

Gebührenpflichtige 

 

(1) Gebührenpflichtig ist der Eigentümer des Grundstückes, bei Wohnungs- oder Teileigentum der 

Wohnungs- und Teileigentümer. Ist das Grundstück mit einem Erdbaurecht belastet, ist der Erb-

bauberechtigte anstelle des Eigentümers gebührenpflichtig. Die Wohnungs- und Teileigentümer 

einer Eigentümergemeinschaft sind Gesamtschuldner der auf ihr gemeinschaftliches Grundstück 

entfallenden Gebühren. Miteigentümer oder mehrere aus dem gleichen Grund dinglich Berechtigte 

sind Gesamtschuldner.  

(2) Bei Wechsel des Gebührenpflichtigen geht die Gebührenpflicht mit Beginn des auf den Über-

gang folgenden Kalendermonats auf den neuen Pflichtigen über. Erfolgt die Rechtsänderung zum 

01. eines Monats, beginnt die Gebührenpflicht mit dem Tage der Rechtsänderung. Wenn der bis-

herige Gebührenpflichtige die Mitteilung über den Wechsel versäumt, so haftet er für die Gebüh-

ren, die auf den Zeitraum bis zum Eingang der Mitteilung bei der Gemeinde entfallen, neben den 

neuen Pflichtigen. 
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(3) Die Gebührenpflichtigen haben alle für die Errechnung der Gebühren erforderlichen Auskünfte 

zu erteilen und zu dulden, dass Beauftragte der Gemeinde das Grundstück betreten, um die Be-

messungsgrundlagen festzustellen oder zu überprüfen. 

 

§ 9 

Heranziehung und Fälligkeit 

 

(1) Die Heranziehung zur Gebühr erfolgt durch schriftlichen Bescheid, der mit einem Bescheid 

über andere Abgaben verbunden werden kann. 

(2) Die Gebühr ist in Vierteljahresbeträgen jeweils am 15. Februar, 15. Mai, 15. August und 15. 

November eines jeden Jahres fällig. Die durch bisherigen Bescheid festgesetzten Vierteljahresbe-

träge sind innerhalb des nächsten Jahres zu den angegebenen Zeitpunkten so lange zu zahlen, 

wie der neue Bescheid noch nicht erteilt worden ist. 

(3) Bei der Neuveranlagung ist die Gebühr für verstrichene Fälligkeitszeitpunkte innerhalb von 14 

Tagen nach Bekanntgabe des Bescheides in einer Summe zu zahlen. Nach Beendigung der Ge-

bührenpflicht endgültig festgestellte Abrechnungsbeträge sind innerhalb von 14 Tagen nach Be-

kanntgabe des Bescheides auszugleichen. 

 

§ 10 

Ordnungswidrigkeiten 

 

Ordnungswidrig nach § 18 des Kommunalabgabengesetzes handelt, wer entgegen § 8 Abs. 3 die 

erforderlichen Auskünfte nicht erteilt oder nicht duldet, dass Beauftragte der Gemeinde das Grund-

stück betreten, um die Bemessungsgrundlagen festzustellen oder zu prüfen. 

 

§ 11 

Datenverarbeitung 

 

(1) Zur Ermittlung der Abgabenpflichtigen und zur Festsetzung der Abgaben im. Rahmen der Ver-

anlagung nach dieser Satzung ist die Verwendung der erforderlichen personenbezogenen und 

grundstücksbezogenen Daten, die aus der Prüfung des gemeindlichen Vorkaufsrechtes nach §§ 

24 bis 28 BauGB der Gemeinde bekannt geworden sind, sowie aus dem Grundbuchamt, dem 

Einwohnermeldeamt, den Unterlagen der unteren Bauaufsichtsbehörde und des Katasteramtes 

durch die Gemeinde zulässig. Dies gilt entsprechend für Daten, die zum Zwecke der Hausnum-

mernvergabe erhoben und gespeichert worden sind oder der Gemeinde zum Zwecke der Erhe-

bung von Realsteuern übermittelt worden sind. Das Amt Mittelholstein als die für die Gemeinde 

gesetzlich zuständige Verwaltungsbehörde darf sich diese Daten von den genannten Ämtern und 

Behörden übermitteln lassen und zum Zwecke der Abgabenerhebung nach dieser Satzung weiter-

verarbeiten. 

(2) Die Gemeinde bzw. das Amt Mittelholstein ist befugt, auf der Grundlage von Angaben der Ab-

gabenpflichtigen und von nach Absatz 1 anfallenden oder angefallenen Daten ein Verzeichnis der 

Abgabenpflichtigen mit den für die Abgabenerhebung nach dieser Satzung erforderlichen Daten zu 

führen und diese Daten zum Zwecke der Abgabenerhebung nach dieser Satzung zu verwenden 

und weiterzuverarbeiten. 
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(3) Bei der Verarbeitung personenbezogener Daten im Auftrag ist die Weitergabe der Daten an 

Auftragnehmer keine Übermittlung an Dritte. Die datenverarbeitende Stelle (Gemeinde / Amt) 

bleibt verantwortlich. 

(4) Die Nutzung und Verarbeitung der Daten erfolgt unter Beachtung des Schleswig-Holsteinisches 

Gesetzes zum Schutz personenbezogener Daten (Landesdatenschutzgesetz - LDSG) vom 

02.05.2018 (GVOBI. S. 162) und der Datenschutz-Grundverordnung (Verordnung Nr. 2016/679 

des Europäischen Parlaments und Rates vom 27.4.2016: Amtsblatt L 119 vom 4.5.2016, S. 1, ber. 

Amtsblatt L 314 vom 22.11.2016, S. 72, Amtsblatt L 127 vom 23.5.2018, S. 2) in der jeweils gülti-

gen Fassung. 

 

§ 12 

Inkrafttreten 

 

(1) Diese Satzung tritt rückwirkend zum 01.01.2022 in Kraft. Gleichzeitig tritt die Beitrags- und Ge-

bührensatzung zur Satzung über die Abwasserbeseitigung vom 06.08.2001 und die dazu ergan-

genen Nachtragssatzungen außer Kraft. 

(2) Soweit Beitrags- und/oder Gebührenansprüche bzw. Kostenerstattungsansprüche sowie sons-

tige Abgabenansprüche nach den bisher geltenden Satzungsregelungen bzw. gesetzlichen Rege-

lungen entstanden sind, dürfen Abgaben- und Kostenerstattungspflichtige nicht ungünstiger ge-

stellt werden als nach den bisher geltenden Satzungsregelungen bzw. gesetzlichen Regelungen. 

 

 

Todenbüttel, den 02.05.2022 

 

 

gez.     (L.S.) 

 

Otto Harders 

(Bürgermeister) 

 

 


